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Vergangenen Mittwoch hat der
Bundesrat seinen Plan für den
Ausstieg aus dem Lockdown
bekannt gemacht. Bis Sonntag
abend hatten die Kantone Zeit,
ihreMeinung dazu demBundes
rat mitzuteilen: Sie wollen for
schere Öffnungsschritte,wie sich
nun aufgrund dieser Vernehm
lassungsantworten zeigt.

Die Konferenz der Gesund
heitsdirektoren (GDK) hat die
Antworten anonymisiert zusam
mengefasst. Laut der GDK sind
zwar 14 Kantone «ganz oder teil
weise einverstanden» mit der
Strategie des Bundesrats. Bei der
Gastronomie jedoch verlangt die
Mehrzahl ein forscheres Vorge
hen. Dies betrifft insbesondere
die Aussenbereiche der Restau

rants. Wie die GDK schreibt,
spricht sich eine «knappeMehr
heit» der Kantone für eine Öff
nung per 1. März aus. Der Bun
desrat wollte frühestens auf
AnfangApril einen entsprechen
den Schritt ins Auge fassen.

Interessant: Die Berner wol
len, entgegen ihremRuf, rascher
vorwärtsgehen als etwa die Zür
cher. Aus Berner Regierungs
kreisen war zu hören, dass die
Terrassen und Vorplätze von
Restaurants per 1. März öffnen
sollen. Der Zürcher Regierungs
rat gehört derweil zur Minder
heit jener Kantone, die sich hin
ter den langsameren Öffnungs
fahrplan des Bundesrats stellen.
Während BaselStadt seine Hal
tungvorerst nicht kommuniziert,

beantragt das Baselbiet dem
Bund, die Aussenbereiche von
Restaurants mit Bedienung be
reits im ersten Öffnungsschritt,
also ab 1. März, zu erlauben.

Damit steht derBundesrat vor
der Frage, ob ermorgen den Stel
lungnahmen der Kantonsmehr
heit nachkommenwill – oder ob
er an seinemPlan festhaltenwill.
Letzteres dürfte ihm schwerfal
len, weil neben den Kantonen
auch die Wirtschaftsverbände
eine schnellere Schrittkadenz
beim Marsch aus dem Beizen
Lockdown anschlagen wollen.

Für eine rasche Öffnung der
Vorplätze spricht auch die Beile
gung des sogenannten Terras
senstreits. Einige Berg undTou
rismuskantone erlauben es,Ter

rassen offen zu halten, obwohl
der Bund dies verbietet. Die GDK
schreibt zum schwelenden Kon
flikt nüchtern, «die Problematik
derTerrassengastronomie in den
Skigebieten» würde mit einer
Lockerung per 1. März gelöst.

Berechtigte Hoffnungen?
Der Ausgang der Bundesratssit
zung ist offen. Trotzdem dürfen
Gastrobranche undGäste hoffen,
dass der Bundesrat die Aussen
bereiche der Restaurants bereits
auf den 1. März hin öffnen wird.

Uneinheitlich ist derweil die
Meinung unter den Kantonen,
wie rasch und nachwelchen Kri
terienweitere Lockerungsschrit
te erfolgen sollen. Eine knappe
Mehrheit derRegierungen ist der

Meinung, dass der Bundesrat
nicht stur an 4WochenInterval
len festhalten soll. Die Rede ist
gemäss Mitteilung der GDK von
«elastischeren Zeitintervallen».
Eine Minderheit will sogar Öff
nungsschritte alle zweiWochen.

Wie viele Kantone für eine ge
nerelle Öffnung der Restaurants
ab dem 1. April sind, bleibt auf
grund der GDKMitteilung un
klar. Ihr zufolge findet eine
«Mehrheit der Kantone, die sich
im März ausschliesslich für die
Öffnung der Aussenbereiche
aussprechen», dass spätestens
im April eine vollständige Öff
nung «eine Option darstellen»
müsse. Hinzu gesellen sich aber
auch noch Kantone wie Aargau
oderTessin, die die Terrassen im

März noch geschlossen halten
wollen, im April aber eine voll
ständige Gastroöffnung fordern.
Auf sie geht die GDK nicht ein.

In einem Punkt scheinen die
Kantone einig: Die Infektions
zahlen sollen so tiefwiemöglich
gehalten werden. Nötig seien
dazu Schutzkonzepte, wie sie
heute gelten oder vor dem Lock
down in Restaurants zurAnwen
dung kamen.Verhindert werden
solle damit ein JoJoEffekt, also
dasVerhängen neuerEinschrän
kungen, nachdem soeben erst
gelockert worden sei. Nötig sei
dafür ein «landesweit abge
stimmtes Vorgehen ohne kanto
nale Differenzierungen».

Beni Gafner

Viel Kritik der Kantone am Lockerungsplan des Bundesrats
Beizen-Lockdown Folgt der Bundesrat morgen der Mehrheit der Kantone, müssenWirte nicht mehr allzu lange warten.

Martin Läubli

Die Sicherheit derKernkraftwer
ke in der Schweiz wird seit der
Nuklearkatastrophe in Fukushi
ma vor gut zehn Jahren in einem
neuen Licht gesehen. Seit Jahren
steht die Diskussion imFokus, ob
die Anlagen bei extremen Hoch
wasserereignissen sicher sind.
Nun hat der Bund gestern eine
neue Studie vorgelegt,welche die
Hochwassergefährdung im Ein
zugsgebiet der Aare beurteilt. In
der Studie Exar (Extremhoch
wasser an Aare und Rhein) geht
es auch darum,mitwelchen Fol
gen die Kernkraftwerke Gösgen
und Beznau und das stillgelegte
AKW Mühleberg bei extremem
Hochwasser im Einzugsgebiet
der Aare rechnen müssen.

Für das Eidgenössische Nuk
learsicherheitsinspektorat (Ensi)
zeigt dieser Bericht, dass die
Sicherheit für die Kernkraft
werke auch bei einem extremen
10’000jährlichen Hochwasser
ereignis gewährleistet ist.

Überflutung: 38 Zentimeter
Die Atomaufsicht hatte bereits
nach dem Unfall in Fukushima
von den Betreibern der Kern
kraftwerke einen Nachweis an
gefordert, ob die Anlagen bei
einem extremenHochwasser si
cher sind. Die Lage des Wasser
spiegels liegt gemäss Ensi in
einem «ähnlichen Bereich wie
bei den bereits vorliegenden
Gefährdungsanalysen».DasAKW
Gösgen müsste gemäss der Stu
die bei einem 10’000jährigen
Ereignis beim Notstandsgebäu
de mit einer Überflutungshöhe
von 65 Zentimetern rechnen. Bei
Beznau würde die Überflutung
38 Zentimeter betragen. Die
Anlagen im Notstandsgebäude
halten den Betrieb desAKWauch
beim Ausfall des Kommando
raums oder der ursprünglich
vorhandenen Sicherheitssyste
me aufrecht und stabil.

Die Schweizerische Energie
stiftung hatte die früheren Ge
fährdungsanalysen durch die
Betreiber, die das Ensi geneh
migt hatte, als zu optimistisch
und unvollständig kritisiert. Die
Gefahr durch Schwemmholz,
Baumstämme und Schlamm,
welche die Flusssohlen füllten
und Wehre verstopften, werde

unterschätzt. Diese Faktoren hat
die vorliegende Studie des Bun
des nun berücksichtigt. Grosse
Unsicherheiten gibt es aber bei
morphologischen Prozessenwie
Rutschungen zum Beispiel an
den Flussufern der Aare. Hier
konnten nur «vereinfachte
Annahmen» getroffen werden,
heisst es im Bericht.

Für die Betreiber der betrof
fenen Kernkraftwerke gilt es
nun, ihre Sicherheitsanalysen
aufgrund der neuen Grundlagen
zu überarbeiten. Das schreibt
des Gesetz vor: Sobald neue
wissenschaftliche Erkenntnisse
vorliegen oder die Behörde eine
Überarbeitung verlangt,müssen
die Betreiber einen überarbei
teten Sicherheitsnachweis er
bringen. Die Atomaufsicht Ensi
wird deshalb von den AKW
Betreibern eine Aktualisierung
verlangen. Es geht dabei vor al
lem darum,wie gross die lokale
Gefährdung von Rutschungen
oder Unterspülungen am Fluss
ufer ist. Bis wann die Betreiber
diese zusätzlichenAbklärungen
vorlegen müssen, wusste das
Ensi gestern noch nicht.

Kritik an Atomaufsicht
Die Schweizerische Energiestif
tung SES ist befremdet über die
voreilige Einschätzung des Ensi.
Sie nimmt Bezug auf eine der
Hauptaussagen der Studie: Bei
einemsehrseltenen 100’000jäh
rigen Hochwasserereignis, so
schätzt die Studie, könnten bei
der Aaremündung in den Rhein
bis zu 7000 Kubikmeter Wasser
pro Sekunde durchfliessen. Bis
her, so die SES, sei abervon einer
Höchstmarke von 4200 Kubik
meter gesprochen worden, bei
der das Kernkraftwerk Beznau
noch genügend geschützt sei.
Das SES kritisiert, dass das Ensi
nurVorschriften an die Betreiber
für ein 10’000jähriges Hoch
wasser erlässt. «Gerade Fuku
shima hat aber gezeigt, dass auch
wenig wahrscheinliche Ereig
nisse durchaus eintreten kön
nen», schreibt das SES.

Das Forschungsinstitut WSL
in Birmensdorf hat die Studie
koordiniert. Beteiligt waren die
Bundesämter für Umwelt und
Energie, Meteo Schweiz, das
Bundesamt für Bevölkerungs
schutz sowie das Ensi.

AKW sind vor Extremhochwasser sicher
Studie des Bundes Für die Atomaufsicht Ensi bestätigen neue Daten zu Extremhochwasser an der Aare, dass die Sicherheit
der Kernkraftwerke Beznau und Gösgen gewährleistet ist. Für Atomkritiker ist das ein voreiliger Schluss.

Sorgte in der Vergangenheit wiederholt wegen Mängeln für Aufsehen: Beznau, das dienstälteste Kernkraftwerk des Landes. Foto: Keystone

InBeznauhat bei zweiNotstrom
dieseln bis vor kurzem ein wich
tiger Schutz gegen Erdbeben ge
fehlt. Der Montagefehler wurde
fast 30 Jahre nicht bemerkt, wie
dieseZeitungpublik gemacht hat.
DerStromkonzernAxpoklärt nun
ab, ob die Erdbebensicherheit
seinerAnlage vollumfänglich ge
währleistet war, namentlich im
Zeitraumzwischen 1993und2015.

Der Fall beschäftigt nun auch
die Politik. Für die Atomgegner
im rotgrünen Lager ist er ein
Belegmehr dafür, dass Beznau –
mit Jahrgang 1969 das dienstäl
teste Kernkraftwerk der Schweiz
– definitivvomNetzmuss. «Nach
über 50 Jahren Betrieb und so
viel Nachrüstungen kann nie

mand mehr die Sicherheit der
Anlage garantieren», sagt SP
Fraktionschef RogerNordmann.

Die Axpo ihrerseits will Bez
nau so langeweiterbetreiben,wie
es «die Sicherheit und Wirt
schaftlichkeit zulassen».Was das
in Jahre umgemünzt heisst, ist
unklar. Die Aufsichtsbehörde
Ensi hat den Sicherheitsnachweis
für die Betriebsdauervon 60 Jah
ren bestätigt, also bis 2029.

Beznau hat in derVergangen
heit wegen Mängeln wiederholt
für Aufsehen gesorgt. Spekta
kulär war insbesondere die
Kontroverse um den Reaktor
druckbehälter, dasHerzstück des
Reaktors. 2015 hatte die Axpo
in dessen Stahl Fremdmaterial

Einschlüsse gefunden. Die An
lage musste daraufhin für drei
Jahre vomNetz; 2018 schliesslich
akzeptierte dieAufsichtsbehörde
Ensi den Sicherheitsnachweis
des Stromkonzerns.

Für SPPolitiker Nordmann
ist es ein «Skandal», dass die
Schweiz denWeiterbetrieb eines
«so gefährlichen»Werks zulässt.
Andere Parlamentarier sind zu
rückhaltender. Ständerat Damian
Müller (FDP) möchte die Auf
arbeitung durch dieAxpo abwar
ten, erwartet aber, dass diese öf
fentlich gemachtwird. Sollte sich
bestätigen, dass die Erdbebensi
cherheit tatsächlich so lange be
einträchtigt gewesen ist, gibt es
ausMüllers Sicht «sicherDiskus

sionsbedarf». «SolcheVorkomm
nisse sind Gift für das Vertrauen
in unsere Kernkraftwerke.»

Weil es sich bei Beznau um
ein politisch sensibles Dossier
handelt, stellt sich die Frage, ob
die Umweltkommissionen von
National und Ständerat den Fall
aufarbeiten sollen. Nationalrat
Christian Imark (SVP) sieht darin
durchaus eine Option.Allerdings
bezweifelt er, dass die Politiker
den Fall besser beurteilen könn
ten als die Experten des Ensi.
Zum Montagefehler will sich
Imark nicht äussern, solange der
Sachverhalt und die Auswirkun
gen nicht sauber geklärt seien.

Stefan Häne

«Gift für das Vertrauen» – der jüngste Vorfall in Beznau beschäftigt die Politik

5

Schweiz
Dienstag, 23. Februar 2021

Kurt Pelda

Die Täter benützen Aliasnamen
wie Aaron Rosenberg, Tom oder
Hitler, um eine Onlineveran
staltung an derUniversität Basel
zu attackieren. Ziel ist das Fach
«Jüdische Studien». Die Teil
nehmenden werden Anfang Ja
nuar mit Videos von HitlerRe
den und SSParaden bombar
diert. Dazu die Bildunterschrift
«Der Holocaust war eine Lüge».
Der zuständige Professor, Erik
Petry, entfernt die Antisemiten
zuerst aus derVeranstaltung und
setzt seine Präsentation dann
unbeirrt fort.

Solche «ZoomBombings» ha
ben während der CoronaKrise
stark zugenommen. Der Trend
zu virtuellen Treffen am Bild
schirm ist nicht nur ein gefun
denes Fressen für Hacker, son
dern auch für Rassisten. Wenn
Zugangslinks zu virtuellen Sit
zungen oderVorlesungen öffent
lich werden, können sich Neo
nazis leicht einloggen und ihren
Hass verbreiten.

Spur führt zu einer
Neonazi-Formation
Allein im Januar kam es neben
der Attacke in Basel noch zu
einem zweiten ZoomBombing
auf eine Kulturveranstaltung der
Jüdischen LiberalenGemeinde in
Zürich. Und an einer virtuellen
1.MaiVeranstaltung derZürcher
Jungsozialisten wurde 2020 der
jüdische Aktivist Miklos Klaus
Rozsa antisemitisch beschimpft.
Später folgten Rufe wie «Sieg
Heil» und «Tod den Juden».

Im Fall einer ähnlichen Atta
cke auf eine Onlinevorlesung
an der Zürcher Hochschule der
Künste im April 2020, an der
unter anderem «Heil Hitler» ge
brüllt wurde, scheint die Polizei
inzwischen eine heisse Spur zu
verfolgen. Ermittlungen deuten
auf das Umfeld derWinterthurer
NeonaziGruppe Eisenjugend,
die inzwischen in einer etwas
grösseren Formation namens
«Junge Tat» aufgegangen ist.
Anfang Januar wurden sechs
Personen aus dem Umfeld der
«Jungen Tat» verhaftet.

Ausserdem fällt die starke Zu
nahme der antisemitischen Vor
fälle in der deutschen und der
französischen Schweiz seit
Jahresbeginn auf.Am schlimms
tenwar dabei die Schändung der
Bieler Synagoge durch ein einge
ritztes Hakenkreuz und dieWor
te «SiegHeil» und «JudenPack».

Mehr antisemitische
Schmierereien
Dass sich solche Zwischenfälle
in den letzten Wochen häuften,
hat auch mit dem am 22. De
zember verhängten Corona
Lockdown zu tun. Dieser lässt
nicht nur die Emotionen über
alle Parteigrenzen hinweg hoch
kochen, sondern erhöht auch das
Risiko, dass Extremisten oder
psychisch instabile Personen
Grenzen überschreiten. Krisen
führen immer wieder zur Suche
nach Sündenböcken,wobei die
se dann oft beiMinderheitenwie
Juden oder Ausländern «gefun
den» werden. Die zum Beispiel
bei Impfgegnern kursierenden

Verschwörungstheorien sind im
Kern nicht selten antisemitisch.

Die schon seit einem Jahr
andauernde Pandemie sei ein
«Trigger», einAuslöser,von anti
semitischem Verhalten in den
sozialen Medien, schreiben der
Schweizerische Israelitische Ge
meindebund (SIG) und die Stif
tung gegen Rassismus undAnti
semitismus (GRA) in ihrem Jah
resbericht. Darin enthalten sind
alle den beiden Organisationen
gemeldeten antisemitischenVor
fälle in der Deutschschweiz. Sie
sind 2020 imVergleich zumVor
jahr leicht von 523 auf 532 ge
stiegen. Auffällig ist dabei vor
allem die starke Zunahme der
antisemitischen Schmierereien.

Keinmehrheitsfähiges
Gedankengut
Bei Verschwörungstheoretikern
und Gruppen, die den Corona
Massnahmen kritisch gegen
überstehen, kommt es in Grup
penchats – vor allem auf dem
MessengerDienstTelegram– zu
antisemitischen Entgleisungen.
Fast ein Drittel aller vom Bericht

erfassten Onlinevorfälle gehen
auf Chats und Kanäle der «Coro
naRebellen» zurück. Trotzdem
ziehen SIG und GRA ein überra
schendes Fazit: «Antisemitismus
ist in diesen Gruppen zwar vor
handen, jedoch kein mehrheits
fähiges Gedankengut.» Die Teil
nehmer in den Chatgruppen sei
en in ihren politischenAnsichten
äusserst heterogen, und offenem
Antisemitismuswerdevon ande
ren Gruppenmitgliedern meist
entgegengetreten, oder dieser
werde von Administratoren mit
Sperrung sanktioniert.

Ähnliches lässt sich auch an
Demonstrationen der Corona

Skeptiker beobachten: Rechtsex
treme sind dort eine verschwin
dend kleine Minderheit, und sie
bemühen sich ausserdem, nicht
als Neonazis aufzufallen. Der
Antisemitismusbericht kritisiert
aber bei den CoronaRebellen
kursierende Parolen wie «Imp
fen macht frei» oder gelbe «Ju
densterne» mit der Aufschrift
«ungeimpft» oder «Maskenat
test». SolcheVergleiche seien de
platziert und zeigten einenMan
gel an historischemWissen. Der
SIG sieht darin aber keine anti
semitische Banalisierung des
Holocaust, solange dieser nicht
gezielt abgewertet wird.

Die Pandemie verstärkt denHass
auf Juden in der Schweiz
Zunehmender Antisemitismus Seit dem Beginn des Corona-Shutdown häufen sich antisemitische Zwischenfälle.
Schändungen von Synagogen in Biel, Genf und Lausanne sind der Tiefpunkt einer neuen Entwicklung.

Schweinefleisch vor dem Gebäude deponiert: Die Lausanner Synagoge wurde Ziel einer antisemitischen Aktion. Foto: Keystone

Amschlimmsten
wardie Schändung
derBieler Synagoge
durch eine Swastika
unddieWorte
«SiegHeil».

Antisemitische Vorfälle 2021

— 7. Januar: Zoom-Bombing
gegen eine Präsentation der
Fachrichtung «Jüdische Studien»
an der Universität Basel.
— 17. Januar: Hitler-Bilder,
Hakenkreuze und Obszönitäten
gegen eine Online-Kulturveran-
staltung der Jüdischen Liberalen
Gemeinde in Zürich.

— 30. Januar: Unbekannte
deponieren Schweinefleisch vor
der Synagoge in Lausanne.
— 3. Februar: Schweinefleisch
wird gegen die Tür einer Synagoge
in Genf geworfen.
— 18. Februar: Die Bieler
Synagoge wird unter anderemmit
einem Hakenkreuz geschändet.

Empfängnisverhütung Frauen in
der Schweiz entscheiden sich zu
nehmend gegen die Pille und für
andere hormonelle Verhütungs
mittel. Grund dafür sind das
grössere Angebot und die Mel
dungen über ein erhöhtes Embo
lieRisiko bei Einnahme der Ös
trogenGestagenPillen. Wäh
rend im Jahr 1992noch 52Prozent
der Frauenmit der Pille verhütet
haben, waren es 25 Jahre später
noch deren 33 Prozent. Beson
ders stark war der Rückgang bei
Frauen unter 35 Jahren, nämlich
von 67 Prozent auf 45 Prozent.

Am häufigsten wird in der
Schweiz mit einem Kondom
(42 Prozent) verhütet. Als dritt
häufigste Methode geben Frauen
die Hormonspirale (12 Prozent)
und Männer die Sterilisation
(15 Prozent) an. Die Anwendung
von Kondomen und der Pille
nimmt mit zunehmendem Alter
ab, und die Spirale und die Steri
lisation werden erst mit steigen
demAlter eingesetzt. (sda)

Nur jede Dritte
verhütet noch
mit der Pille

Migration Im Januar sind in der
Schweiz rund ein Drittelweniger
Asylgesuche eingereichtworden
als im Januar 2020, als noch
kaumReisebeschränkungenwe
gen Corona galten. Laut Staats
sekretariat für Migration (SEM)
baten 832 Personen um Asyl.

Die Zahl der Asylgesuche war
imvergangenen Januar auch tie
fer als im Dezember 2020, näm
lich um 16 Prozent, wie es in der
Mitteilung vom Montag hiess.
Wichtigste Herkunftsländer der
Menschen, die im JanuarumAsyl
baten, sind Eritrea mit 147 Gesu
chen, Afghanistan (119), Türkei
(88),Algerien (81) und Syrien (65).

Das SEM erledigte im Januar
1216Asylgesuche. 433Menschen
erhielten Asyl, 292 wurden vor
läufig aufgenommen.Ausserdem
gab es 257 Nichteintretensent
scheide. 138 Personen reisten
kontrolliert aus oder wurden in
ihr Herkunftsland oder einen
Drittstaat zurückgeführt. (sda)

Zahl der
Asylgesuche
markant tiefer

Kinderbetreuung Seit 18 Jahren
unterstützt der Bund die Schaf
fung von Krippenplätzen,Tages
schulen und anderenAngeboten.
In diesem Zeitraum hat er über
65’000 Betreuungsplätze unter
stützt und dafür 408 Millionen
Franken aufgewendet.Ursprüng
lich war das Impulsprogramm
auf acht Jahre bis Januar 2011
befristet, eswurde bisher jedoch
dreimal um je vier Jahre verlän
gert, letztmals im Herbst 2018.

Per Ende Januar 2021 sind
bisher insgesamt 3601 Gesuche
bewilligt worden, wie das Bun
desamt für Sozialversicherungen
mitteilt. Davon waren 1969 Kin
dertagesstätten, 1502Einrichtun
gen für schulergänzende Betreu
ung, 127Tagesfamilien sowie drei
Pilotprojekte zurEinführungvon
Betreuungsgutscheinen in der
Region Luzern. 72 Prozent der
Gesuche wurden durch eine
privateTrägerschaft eingereicht.
Die übrigen Gesuche entfielen
auf die öffentliche Hand. (sda)

408Millionen
vomBund für
Betreuungsplätze
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